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Seit Beginn des Jahres 
kämpft Ihre Gewerk-
schaft im Saarland für 

mehr Personal in den Kliniken. 
Sie haben alle 21 Häuser des 
Bundeslandes zu Verhandlungen 
aufgerufen, um in Tarifverträ-
gen entsprechende Regelungen 
zu finden. Am 27. März wurde 
dafür bereits gestreikt, die Be-
legschaften von 
zwölf Einrichtun-
gen beteiligten sich. 
Wo stehen Sie jetzt?

Mit der Uniklinik des 
Saarlands gibt es schon 
sehr konkrete Verein-
barungen, worüber wir 
verhandeln wollen. An-
fang Mai geht es dort 
los. Wir haben außer-
dem erreicht, dass die 
Caritas-Klinik in Saar-
brücken mit uns sprechen will, eben-
so die Marienhaus-Klinikgruppe. 
Gesprächsbereitschaft hat auch das 
Deutsche Rote Kreuz Südwest signa-
lisiert. Es ist schon interessant, dass 
die katholischen Häuser überhaupt 
bereit sind, mit uns zu sprechen. Die 
kommunalen Häuser stellen sich hin-
gegen quer.

Insgesamt sind wir nun an einem 
Punkt, an dem wir innehalten und 
zurückblicken wollen, um dann zu 
entscheiden, wie es weitergeht. Am 
12. Mai werden wir uns dazu mit den 
Teamdelegierten der Belegschaften 
treffen. Wir haben ein Papier mit 
20  Thesen vorgelegt. Denen könn-
te man folgende Überschrift geben: 
»Jetzt kämpfen wir bundesweit.«

Führen Sie doch bitte aus, wa-
rum Ihre Anstrengungen über-
haupt notwendig sind.

Die Personalsituation in den saar-
ländischen Krankenhäusern ist kata-
strophal. In den Häusern fehlen nach 
unseren Berechnungen 3.350 Stellen, 
davon zwischen 1.500 und 2.000 in 
der Pflege. Nachts sind die Kolle-
ginnen oft allein auf Station, müssen 
dann 40 Patienten ohne Unterstüt-
zung versorgen. Da laufen sie dann 
den klingelnden Patienten hinterher. 
Die Kolleginnen kommen noch nicht 
mal dazu, sich korrekt die Hände zu 
desinfizieren. Denn die Zeit dazu 
fehlt. Das korrekte Desinfizieren dau-
ert 30 Sekunden, es müsste vor und 
nach jedem Patientenkontakt gesche-
hen. Alles in allem wäre eine Kolle-
gin während einer Schicht rund zwei 
Stunden damit beschäftigt.

Sie sagten eingangs, dass nun 
überlegt würde, den Kampf 
bundesweit zu führen. Bedeutet 
das, dass Sie im Saarland nicht 
weiterkommen?

Wir sind weiter gekommen, als das 
viele überhaupt für möglich gehal-

ten hätten. Die Landesregierung hat 
bereits eine Absichtserklärung abge-
geben, in den neuen Krankenhaus-
plan Zahlen zur Personalbesetzung 
hineinzuschreiben. Vor allem haben 
wir aber eine Bewegung auf die Beine 
gestellt, an der keiner mehr vorbei 
kann. Noch vor wenigen Wochen, im 
saarländischen Wahlkampf, mussten 
sich alle Parteien zum Thema Pflege 

äußern.
Richtig ist aber 

auch, dass wir derzeit 
in drei Kliniken stark 
genug sind, um einen 
unbefristeten Streik 
durchzuführen. Sieben 
weitere Häuser wären 
in der Lage, einen ein-
wöchigen Streik durch-
zuhalten. Wir sind aber 
noch nicht soweit, die 
Mehrheit der Kliniken 

bestreiken zu können.
Könnten Sie nicht in den gut or-
ganisierten Häusern Regelungen 
erreichen, die zumindest dort 
Abhilfe schaffen?

In den drei erwähnten Häusern könn-
ten wir durch Streiks Ergebnisse er-
reichen, die vielleicht noch besser 
wären als jenes, das die Belegschaft 
der Berliner Uniklinik Charité er-
reicht hat. Das trauen wir uns schon 
zu. Nur: Für die Charité stand das 
Land Berlin gerade. Für unsere Häu-
ser würde das Saarland nicht ein-
springen, und ohne eine Refinanzie-
rung der gestiegenen Personalkosten 
würden sie vor die Hunde gehen. 
Denn diese Häuser sind zusammen 
mit den restlichen Kliniken Teil ei-
nes »Marktes« – und sie stehen sich 
alle als Konkurrenten gegenüber. 
Deshalb brauchen wir eine Lösung 
für die Mehrheit der Einrichtungen. 
Und man muss noch etwas sehen: Im 
Saarland befindet sich ein Prozent 
aller Kliniken der Bundesrepublik. 
Wir werden das Problem hier nicht 
insgesamt lösen können, das geht 
nur durch Regelungen auf Bundes-
ebene.

Ist ver.di dazu bereit, eine so um-
fassende Auseinandersetzung zu 
beginnen?

Im April ist dazu ein Entschluss ge-
fasst worden. Wir werden den Kampf 
auf drei Ebenen führen: auf der be-
trieblichen, der tariflichen und der 
politischen. Im ganzen Bundesgebiet 
sollen 20 Kliniken für einen Entla-
stungstarifvertrag ringen. Das bedeu-
tet auch, ihn im Zweifel zu erstrei-
ken. Weitere 80 Häuser sollen auf 
betrieblicher Ebene unterstützend 
wirken, indem die Belegschaften je-
den freiwilligen Verzicht – etwa auf 
Pausen – beenden. Das wird einigen 
Druck schaffen.

 Interview: Johannes Supe

Erdogan warnt  
EU vor Kritik
Istanbul. Der türkische Staatspräsident 
Recep Tayyip Erdogan hat die EU da-
vor gewarnt, seinen Sieg beim Verfas-
sungsreferendum anzuzweifeln. »Wir 
können nicht einigen Institutionen und 
Staaten, darunter besonders der Eu-
ropäischen Union, erlauben, über die 
Ergebnisse der Volksabstimmung vom 
16. April die Demokratie unseres Lan-
des in Frage zu stellen«, sagte Erdogan 
am Donnerstag abend in Istanbul.

Die Wahlkommission veröffentlichte 
am Donnerstag abend das amtliche End-
ergebnis des Referendums. Demnach 
stimmten 51,41 Prozent für das Präsidial-
system, 48,59 Prozent dagegen.  (dpa/jW)
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US-Senat bestätigt Acosta 
als Arbeitsminister
Washington. Der Jurist Alexander Acosta 
ist vom US-Senat als Arbeitsminister 
bestätigt worden. 60 der 100 Senatoren 
stimmten am Donnerstag (Ortszeit) für 

den 48jährigen, unter ihnen auch einige 
der oppositionellen Demokraten. Aco-
sta ist damit das erste Mitglied latein-
amerikanischer Herkunft im Kabinett 
von Präsident Donald Trump. 

Kurz vor der 100-Tage-Bilanz der 
Amtszeit von Donald Trump am Sams-
tag steht damit nur noch die Bestätigung 
von Robert Lighthizer als US-Handels-
beauftragter aus.  (AFP/jW)
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Leiharbeiter landen oft  
in Hartz IV
Berlin. Rund 38 Prozent der Leihar-
beiter sind im vergangenen Jahr nach 
einem Jobverlust direkt in Hartz IV 
gerutscht oder mussten ergänzend die 
Leistung beantragen. Sie scheiterten 
an den hohen Hürden für den Bezug 
von Arbeitslosengeld I oder verdien-
ten vorher zu wenig, kritisierte Brigitte 
Pothmer, Bundestagsabgeordnete der 
Grünen, mit Blick auf Zahlen der Bun-
desagentur für Arbeit (BA). Demnach 
waren 2016 trotz ihrer Beitragszahlun-
gen 129.516 Leiharbeiter nicht oder 

nicht ausreichend über die Arbeitslo-
senversicherung abgesichert.  (AFP/jW)

Terrorverdächtiger Soldat –
Kritik an Regierung
Berlin. Die SPD wirft im Fall des un-
ter Terrorverdacht stehenden Bundes-
wehr-Soldaten den zuständigen CDU-
Ressortchefs Ursula von der Leyen und 
Thomas de Maizière Versagen vor. 
»Diese Minister sind ein Sicherheits-
risiko für Deutschland«, sagte SPD-
Generalsekretärin Katarina Barley am 
Freitag der dpa. Der am Mittwoch im 
unterfränkischen Hammelburg festge-
nommene Oberleutnant sitzt in Unter-
suchungshaft. Der 28jährige hatte sich 
Ende 2015 als syrischer Flüchtling aus-
gegeben und Asyl beantragt. Ermittler 
vermuten, dass er unter falschem Namen 
einen Anschlag begehen wollte (siehe 
jW vom 28.4.). Bayerns Innenminister 
Joachim Herrmann forderte in der Welt 
(Freitagausgabe), bereits erteilte Asyl-
bescheide müssten nun erneut geprüft 
werden.   (dpa/jW)
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In Konfrontation mit der Staatsgewalt, um diese zu erringen: Demonstranten vor dem Parlament in Skopje (27.4.2017)

Sturm aufs Parlament
Mazedonien: Rechte Demonstranten attackieren und verletzen Abgeordnete

Mazedonien rutscht immer 
weiter in die Staatskrise. Am 
Donnerstag haben Dutzende 

Demonstranten das Parlament in der 
Hauptstadt Skopje gestürmt und Jour-
nalisten und Abgeordnete verletzt, dar-
unter auch den designierten sozialdemo-
kratischen Premierminister Zoran Zaev. 
45 Menschen mussten medizinisch be-
handelt werden, wie die mazedonische 
Nachrichtenagentur MIA berichtete.

Auslöser der Eskalation war die Wahl 
von Talat Xhaferi zum neuen Parla-
mentspräsidenten. Xhaferi war Kom-
mandeur der separatistischen »Befrei-
ungsarmee des Kosovo« und Verteidi-
gungsminister unter dem langjährigen 
Premierminister Nikola Gruevski, ei-
nem Zögling der CDU-nahen Konrad-
Adenauer-Stiftung. Dessen Partei, die 
rechtsnationalistische VMRO-DPMNE, 
bezeichnete die Ernennung Xhaferis als 
»Putsch«. Das war das Signal für die 
vor dem Parlament demonstrierenden 
Anhänger der nationalistischen »Bür-
gerinitiative Geeintes Mazedonien«, die 
wenigen Polizeikräfte zu überrennen.

Staatspräsident Gjorge Ivanov rief 

noch in der Nacht zu Freitag alle im 
Parlament vertretenen Parteien dazu auf, 
zum »Dialog« zurückzukehren. West-
liche Politiker und Diplomaten verur-
teilten die Gewalt; das Auswärtige Amt 
in Berlin sogar »aufs schärfste«. EU-
Außenbeauftragte Federica Mogherini 
und Erweiterungskommissar Johannes 
Hahn forderten in einer gemeinsamen 
Stellungnahme zu »Ruhe und Zurück-
haltung« auf.

Seit der Parlamentswahl im vergan-
genen Dezember stehen sich zwei fast 
gleichgroße Blöcke gegenüber: auf der 
einen Seite die ehemalige Regierungs-
partei VMRO, die Neuwahlen fordert; 
auf der anderen Seite die sozialdemo-
kratische SDSM und die »Albanische 
Plattform«, ein Zusammenschluss von 
drei Parteien der albanischen Minder-
heit. Letztere haben gemeinsam eine 
knappe Mehrheit der Abgeordneten. 
Sie versuchen seit Monaten vergeblich, 
einen neuen Parlamentspräsidenten zu 
ernennen, um anschließend Zaev zum 
Premier zu wählen. Dies konnte von der 
VMRO – bis Donnerstag – mit Verfah-
renstricks herausgezögert werden.

Präsident Ivanov hatte zudem Anfang 
März den Auftrag zur Regierungsbil-
dung mit der Begründung verweigert, 
sonst sei »die Souveränität und Integrität 
Mazedoniens gefährdet«. Unterstützung 
erhält Ivanov von der VMRO-gelenkten 
»Bürgerinitiative Geeintes Mazedoni-
en«, die seit Anfang März täglich in 
Skopje und anderen Städten demon-
striert. Unter die Teilnehmer haben sich 
neben Hooligans auch faschistische 
Gruppen gemischt.

Ein Ende des Konfliktes in der ehe-
maligen jugoslawischen Republik ist 
vorerst nicht abzusehen. Keine der gro-
ßen Parteien ist in der Lage, die sozialen 
und ökonomischen Probleme zu lösen. 
Diese, wie von den albanischen Partei-
en und der VMRO versucht, zu ethni-
schen Konflikten umzudeuten, birgt die 
Gefahren, dass das Land wie 2001 im 
Bürgerkrieg versinkt. Nutznießer sind 
vor allem ausländische Mächte – allen 
voran die USA und die EU –, die mit ih-
rer Unterstützung für einzelne Gruppen 
versuchen, ihren Einfluss in der Region 
zu sichern.

 Roland Zschächner
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»Keiner kommt an 
unserer Bewegung 
vorbei«
Im Saarland ringt ver.di um mehr Personal 
in den Kliniken. Nun will die Gewerkschaft 
weitere Häuser in der ganzen BRD in den 
Kampf führen. Gespräch mit Michael Quetting

Michael Quetting ist ver. di-
Sekretär im Fachbereich 
Gesundheit im Saarland
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Gültig in BRD, Öster-
reich und Schweiz.  

Einzulösen bis:  
31. Mai 2017.


